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Die DSGVO im privaten Bereich
Europarechtliche Vorgaben an Unternehmen1)

Die DSGVO verändert die datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen und betrifft
dabei zentral private Unternehmen. Grundlegende Fragen stellen sich zu den
Pflichten der datenschutzrechtlich Verantwortlichen in den Unternehmen ebenso wie
zum One-Stop-Shop-Prinzip für Unternehmen. Das Datenschutzanpassungsgesetz
2018 schafft darüber hinaus (wenige) österreichische Spezifika.
Von Konrad Lachmayer

Inhaltsübersicht:
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1. Alles neu oder doch alles beim Alten?
2. Begrifflichkeiten, Rollenverteilung und Prinzipien

1) Der nachstehende Beitrag basiert auf Vorträgen des Autors zum
Thema im Rahmen des Forums Öffentliches Recht des Juristenver-
bandes sowie auf zahlreichen weiteren Vorträgen zum Daten-
schutzrecht im Jahr 2017. Der Beitrag bezieht sich auch auf Lach-
mayer, Die DSGVO im öffentlichen Bereich. Europarechtliche Vor-
gaben an die staatliche Verwaltung, ÖJZ 2018, 112.
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A. Grundsätzliches

1. Alles neu oder doch alles beim Alten?
Mit der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
werden die datenschutzrechtlichen Spielregeln in Eu-
ropa nach langer Vorlaufzeit2) neu gefasst; sie treten
mit 25. 5. 2018 in Kraft. Die DSGVO bezieht öffentli-
che ebenso wie private Datenverarbeitung mit ein.3) Bei
näherer Betrachtung bestehen aber viele Unterschiede
für diese zwei Regelungsbereiche.4) Diesem Umstand
geschuldet wurden die spezifischen Charakteristika
der Regulierung für den öffentlichen Bereich gesondert
analysiert.5)

Bei einer allgemeinen Betrachtung bestehen mehr
Gemeinsamkeiten als Unterschiede zwischen der
DSGVO und der DS-RL. Insoweit kann die DSGVO
als Weiterentwicklung der bestehenden datenschutz-
rechtlichen Regeln verstanden werden. Die grundle-
gende Veränderung ist vielmehr rechtlich-konzeptio-
neller Art, indem eine unmittelbar anwendbare Ver-
ordnung staatliche Umsetzung obsolet werden lässt
und die Rolle des innerstaatlichen Gesetzgebers auf na-
tionale Anpassungen reduziert.6) Damit verbunden ist
auch eine funktionelle Aufwertung der unabhängigen
Datenschutzbehörde (DSB), deren Aufgaben und Be-
fugnisse erweitert werden und die mit erheblicher (ver-
waltungsstrafrechtlicher) Sanktionsgewalt ausgestattet
wird.

Abgesehen von inhaltlichen Änderungen im Detail
sticht als wesentliche Neuerung die Privatisierung der
rechtlichen Datenschutzverwaltung ins Auge. Wäh-
rend bisher Datenverarbeitungen an ein von der Be-
hörde geführtes Register (DVR) gemeldet werden
mussten, wird dieses Register nun durch interne Do-
kumentationspflichten, Risikoabwägungen und Infor-

mationspflichten, für die das Unternehmen verant-
wortlich ist, ersetzt. Insoweit ist gem Art 24 Abs 1
DSGVO als primäre Pflicht des datenschutzrechtlich
Verantwortlichen hervorzuheben, dass dieser – um
dem Schutz personenbezogener Daten gerecht zu wer-
den – „geeignete technische und organisatorische Maß-
nahmen“ setzt, um „sicherzustellen und den Nachweis
dafür erbringen zu können, dass die Verarbeitung ge-
mäß dieser Verordnung erfolgt“. Es kommen aufgrund
dieser Vorgaben den Unternehmen aber auch anderen
Personen im privaten (aber nicht persönlich-familiä-
ren) Bereich neue administrative Aufgaben zu, die es
intern zu bewältigen gilt.

Insoweit macht die DSGVO weder „alles neu“ noch
belässt sie „alles beim Alten“. Es werden einerseits be-
stehende Prinzipien und Rechte ausgebaut, aber ande-
rerseits die unternehmensinternen Aufgaben verviel-
fältigt und die Kontrolle durch eine starke Aufsichts-
behörde ergänzt.

2. Begrifflichkeiten, Rollenverteilung
und Prinzipien

Art 4 DSGVO nimmt ausführliche Begriffsbestim-
mungen vor, wobei die beispielhafte Konkretisierung
des Personenbezugs von Daten durch explizite Erwäh-
nung etwa von genetischen Daten dem Standard des
21. Jh angepasst wurde. Als neue Kategorie wurden so-
genannte pseudonymisierte Daten eingeführt, die als
personenbezogene Daten gelten, aber dem Daten-
schutz besser gerecht werden. Pseudonymisierung be-
zieht sich in diesem Sinne auf „die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten in einer Weise, dass die[se] ohne
Hinzuziehung zusätzlicher Informationen nicht mehr
einer spezifischen betroffenen Person zugeordnet werden
können, sofern diese zusätzlichen Informationen geson-
dert aufbewahrt werden“ und technische sowie organi-
satorische Maßnahmen diese Trennung gewährleis-
ten.7) Weiterhin werden sensible Daten als sog „beson-
dere Kategorien von Daten“ gem Art 9 DSGVO stärker
geschützt. Die bestehende Differenzierung unter-
schiedlicher Verarbeitungsprozesse personenbezoge-
ner Daten wurde zugunsten einer allgemeinen Defini-
tion von „Verarbeitung“ gem Art 4 Z 2 DSGVO aufge-
geben.

Auch bei der datenschutzrechtlichen Rollenvertei-
lung gab es abgesehen von begrifflichen Änderungen
keine signifikanten Neuerungen. So differenziert die
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2) Siehe dazu etwa Lachmayer, Zur Reform des europäischen Daten-
schutzes. Eine erste Analyse des Entwurfs der Datenschutz-Grund-
verordnung, ÖJZ 2012, 841.

3) Zu den unterschiedlichen Dimensionen des Datenschutzes zwi-
schen staatlichen und privaten Perspektiven s allgemein Lach-
mayer, Die Multidimensionalität des Datenschutzrechts. Zur Not-
wendigkeit der Ausdifferenzierung datenschutzrechtlicher Regelun-
gen, in FS Berka (2013) 121.

4) Die Unterscheidung wird allerdings in der DSGVO nicht immer kon-
sequent vorgenommen. So bezieht sich etwa Art 3 Abs 1 DSGVO
auf die „Niederlassung eines Verantwortlichen“ und meint damit
etwa auch den Sitz einer Behörde oder einer anderen öffentlichen
Stelle.

5) Siehe Lachmayer, ÖJZ 2018, 112.
6) Siehe das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018 BGBl I 2017/120.

Zahlreiche weitere materienspezifische Anpassungsgesetze befin-
den sich derzeit im parlamentarischen Prozess bzw in Vorbereitung.

7) Art 4 Z 5 DSGVO.



DSGVO zwischen der „betroffenen Person“,8) dem da-
tenschutzrechtlich „Verantwortlichen“,9) der über die
Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbe-
zogenen Daten entscheidet,10) und dem „Auftragsver-
arbeiter“,11) der die personenbezogenen Daten im Auf-
trag des Verantwortlichen verarbeitet. Schließlich wird
die ö DSB als datenschutzrechtliche Aufsichtsbehörde
gem Art 4 Z 21 iVm Art 51 ff DSGVO tätig.

Die datenschutzrechtlichen Prinzipien gem Art 5
DSGVO entsprechen ebenfalls den bisher bestehenden
Grundsätzen des Datenschutzrechts. Über die „Recht-
mäßigkeit“ und die „Verarbeitung nach Treu und Glau-
ben“ hinaus betont die DSGVO die „Transparenz“.
Weiterhin bleiben „Zweckbindung“, „Datenminimie-
rung“, „Richtigkeit“, „Speicherbegrenzung“ sowie „In-
tegrität und Vertraulichkeit“ zentrale datenschutz-
rechtliche Prinzipien. Hervorgehoben wird die „Re-
chenschaftspflicht“ des Verantwortlichen, der für die
Einhaltung dieser Prinzipien nicht nur verantwortlich
ist, sondern deren Einhaltung er auch nachweisen kön-
nen muss.

B. Der Anwendungsbereich der DSGVO
für Unternehmen

1. Der sachliche und räumliche
Anwendungsbereich

Der sachliche Anwendungsbereich der DSGVO be-
zieht sich auf die automatisierte Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten sowie auf die nicht automatisierte
Verarbeitung, die in einem Dateisystem12) gespeichert
wird bzw werden soll. Im Rahmen dieses breiten An-
wendungsbereichs besteht gem Art 2 Abs 2 lit a
DSGVO die Einschränkung, dass Tätigkeiten, die nicht
in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen,
davon ausgenommen werden. Im Hinblick auf wirt-
schaftliche Tätigkeiten (auch im Non-profit-Bereich)
ist davon auszugehen, dass der Anwendungsbereich
des Unionsrechts jedenfalls eröffnet ist.13) Dies ergibt
sich bereits aus Art 1 DSGVO, der iVm Art 16 AEUV
den „freien Verkehr personenbezogener Daten in der
Union“ in den Mittelpunkt rückt. Ausnahmen bezie-
hen sich vielmehr auf bestimmte Facetten des öffent-
lichen Bereichs.14) Im privaten Bereich besteht daher
nur dann eine Ausnahme, wenn die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten „durch natürliche Personen zur
Ausübung ausschließlich persönlicher oder familiärer
Tätigkeiten“ stattfindet.

Als Grenze des sachlichen Anwendungsbereichs ist
auch der Personenbezug der Daten anzusehen. So sind
anonymisierte Daten (aufgrund des nicht mehr beste-
henden Personenbezugs) nicht von der DSGVO er-
fasst. Eine besondere Herausforderung entsteht diesbe-
züglich aber aufgrund der immer weitergehenden tech-
nischen Möglichkeiten der Rückführung von anony-
misierten Daten zu konkreten Personen.

Dieses breite Verständnis des sachlichen Anwen-
dungsbereichs der DSGVO setzt sich bei der Regelung
des räumlichen Anwendungsbereichs fort. Im Inneren
der EU spielt für die Anwendbarkeit der DSGVO ein
grenzüberschreitender Bezug keine Rolle; wie sich be-
reits aus Art 1 Abs 3 DSGVO ergibt, ist diese auch auf

rein innerstaatliche Sachverhalte anzuwenden. Zusätz-
lich weitet Art 3 Abs 2 DSGVO den Anwendungsbe-
reich weit über die Union hinaus aus. So ist die Ver-
ordnung ebenso für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten anwendbar, wenn keine Niederlassung eines
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiters in der
Union besteht, sondern Waren oder Dienstleistungen
an in der Union befindliche Personen angeboten wer-
den oder das Verhalten von Personen in der Union
beobachtet wird. Damit verbunden ist gem Art 27
DSGVO auch die Verpflichtung, sowohl für Verant-
wortliche als auch für Auftragsverarbeiter schriftlich
einen Vertreter in der Union zu benennen, der in ei-
nem Mitgliedstaat, auf den sich das Angebot oder die
Beobachtung aus dem Drittstaat bezieht, niedergelas-
sen sein muss.15)

Während die Durchsetzbarkeit dieses – letztlich
globalen – Anspruchs unklar bleibt, wird damit jeden-
falls ein weitgehender Anspruch zur Einhaltung der
DSGVO im internationalen Datentransfer durch Pri-
vate erhoben. Schließlich verlangt die Verordnung
auch die Einhaltung der DSGVO von Unternehmen,
die in der Union niedergelassen sind, wenn diese die
Daten international an andere Personen übermitteln
möchten.16)

2. Besonderer Schutz

Im Zusammenhang mit dem Anwendungsbereich der
DSGVO sind Besonderheiten in Hinblick auf zwei Per-
sonengruppen hervorzuheben: einerseits die (für Ös-
terreich spezifische) Einschränkung des Schutzes für
juristische Personen und andererseits die spezielle Re-
gulierung des Datenschutzes für Kinder.

Durch die Nichtanpassung des Grundrechts auf
Datenschutz bleibt auf verfassungsrechtlicher Ebene
ein Restbereich des Datenschutzes für juristische Per-
sonen (als Betroffene) bestehen. Dieser wird aber nicht
mehr durch einfachgesetzliche Regelungen konkreti-
siert, wodurch die (schon bisher geringe) Bedeutung
dieses österr Spezifikums in der Praxis noch weiter zu-
rückgehen wird.17)
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8) Art 4 Z 1 DSGVO.
9) Art 4 Z 2 DSGVO (vormals „Auftraggeber“).

10) Dies kann alleine oder gemeinsam mit anderen geschehen. Zur
Konstellation mehrerer Verantwortlicher s Art 26 DSGVO.

11) Art 4 Z 8 DSGVO (vormals „Dienstleister“).
12) Siehe Art 4 Z 6 DSGVO der das Dateisystem als „jede strukturierte

Sammlung personenbezogener Daten [ansieht], die nach bestimm-
ten Kriterien zugänglich sind, unabhängig davon, ob diese Samm-
lung zentral, dezentral oder nach funktionalen oder geografischen
Gesichtspunkten geordnet geführt wird“.

13) Bemerkenswerterweise erweitert aber § 4 DSG (hier und in weiterer
Folge idF des Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018) den Anwen-
dungsbereich auf die gesamte staatliche Verwaltung. Davon ausge-
nommen wird nur das Sicherheitspolizei- und Strafrecht, für das die
§§ 36–61 DSG ein besonderes Regelungsregime vorsehen und auf
das in diesem Zusammenhang nicht näher eingegangen wird.

14) Siehe Lachmayer, ÖJZ 2018, 112.
15) Die gem Art 27 Abs 2 DSGVO damit verbundenen Ausnahmen blei-

ben restriktiv, womit bereits bei einer nicht gelegentlichen Verarbei-
tung die Verpflichtung besteht, einen Vertreter zu benennen.

16) Art 44–50 DSGVO.
17) Siehe zu dieser Debatte etwa Anderl/Hörlsberger/Müller, Kein ein-

fachgesetzlicher Schutz für Daten juristischer Personen, ÖJZ 2018,
14; Knyrim/Maurer,Der Datenschutz für die juristische Person bleibt
bestehen (Interview mit E. Riedl), Dako 2017, 74; Leissler, Daten-
schutz für juristische Personen – ein Blick in die Zukunft, ecolex
2017, 1222.



Auch wenn sich am bisher bestehenden Schutz für
Kinder durch die DSGVO nichts ändert, so regelt Art 8
DSGVO zumindest die Bedingungen für die Einwilli-
gung eines Kindes in Bezug auf Dienste der Informa-
tionsgesellschaft. Im Hinblick auf den durch die
DSGVO für die Mitgliedstaaten geschaffenen Spiel-
raum zwischen der Vollendung des 13. Lebensjahrs
bis hin zur Vollendung des 16. Lebensjahrs hat sich
der österr Gesetzgeber für eine Mittelvariante entschie-
den. § 4 Abs 4 DSG sieht vor, dass die Einwilligung
„zur Verarbeitung personenbezogener Daten des Kindes
rechtmäßig ist, wenn das Kind das vierzehnte Lebens-
jahr vollendet hat“. Die unionsrechtlich gestellten Be-
dingungen an diese Übertragung der Einwilligungs-
möglichkeit von den Erziehungsberechtigten auf das
Kind sehen vor, dass dem Jugendlichen ein „Angebot
von Diensten der Informationsgesellschaft“ 1. direkt 2.
gemacht wird. Beide Voraussetzungen sind im daten-
schutzrechtlichen Kontext weit zu verstehen. Insb die
erste Kategorie ist nicht etwa auf Angebote aus dem
Internet beschränkt. Der Verantwortliche ist jedenfalls
verpflichtet, „unter Berücksichtigung der verfügbaren
Technik angemessene Anstrengungen“ zu unterneh-
men, dass die Einwilligung der Erziehungsberechtigten
(wenn erforderlich) erfolgt.

C. Die Pflichten des datenschutzrechtlich
Verantwortlichen

1. Die Verantwortlichkeit des
Verantwortlichen

Die DSGVO sieht eine Reihe neuer Pflichten für den
datenschutzrechtlich Verantwortlichen vor. Ausgangs-
punkt ist dabei – wie erwähnt – die Herstellung geeig-
neter technischer und organisatorischer Maßnahmen
iSd Art 24 Abs 1 DSGVO. Als zentrale Pflichten sind
insb folgende zu nennen:
Ü interne Dokumentationspflichten (insb die Erstel-

lung eines Verzeichnisses von Verarbeitungstätig-
keiten gem Art 30 DSGVO),18)

Ü Risikoabwägung und Datenschutz-Folgenabschät-
zung gem Art 35 f DSGVO,

Ü technische und organisatorische Maßnahmen der
Datensicherheit gem Art 32 DSGVO,

Ü externe Informationspflichten (insb gem Art 12 ff
DSGVO oder iZm der Einwilligung gem Art 7
DSGVO)19) und Verpflichtung zur data breach no-
tification gem Art 33 f DSGVO,

Ü Durchführung von Verfahren zur Abwicklung der
Betroffenenrechte,

Ü Verschwiegenheitspflichten gem § 6 DSG,
Ü Festlegung und Dokumentation sämtlicher hier ge-

nannter Maßnahmen iSd Art 24 Abs 1 DSGVO.20)

Diese Pflichten treffen grundsätzlich nicht nur daten-
schutzrechtlich Verantwortliche, sondern auch die
Auftragsverarbeiter.21)

2. Von der Melde- zur Dokumentationspflicht

Die DSGVO schafft eine signifikante Ausweitung der
Pflichten der datenschutzrechtlich Verantwortlichen.
Das bestehende Modell der Meldung an die DSB unter

Ausnahmen für Standardanwendungen im Rahmen
der Standard- und MusterVO wurde ersetzt durch
ein Geflecht von Dokumentationspflichten, die ihren
Ausgangspunkt in dem Verzeichnis der Verarbei-
tungstätigkeiten gem Art 30 DSGVO finden.

Im Zentrum der neu geschaffenen Verpflichtungen
stehen interne Dokumentationspflichten. Gem Art 30
DSGVO wird es allen Verantwortlichen auferlegt, ein
Verzeichnis aller datenschutzrechtlichen Verarbei-
tungstätigkeiten, die in ihrer Zuständigkeit liegen, zu
erstellen. Damit verbunden sind die Erfassung der
Zwecke der Verarbeitung, die Kategorien betroffener
Personen und Empfänger, die Fristen für die Löschung
verschiedener Kategorien sowie eine allgemeine Be-
schreibung der mit der Verarbeitung verbundenen
technisch-organisatorischen Maßnahmen.22) Dieses
Verzeichnis ist auf Anfrage der Aufsichtsbehörde zur
Verfügung zu stellen.

Für Unternehmen und Einrichtungen, die weniger
als 250 Mitarbeiter beschäftigen, besteht gem Art 30
Abs 5 DSGVO eine Ausnahme von der Aufzeich-
nungspflicht, wenn eine Datenverarbeitung kein „Ri-
siko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Per-
sonen“ darstellt, „nur gelegentlich erfolgt“ oder keine
Verarbeitung besonderer Datenkategorien darstellt.23)

Diese Voraussetzungen zur Wahrnehmung der Aus-
nahme werden aber typischerweise nicht vorliegen. So-
bald aber über 250 Mitarbeiter der Einrichtung zuge-
rechnet werden können, sind selbst jene Datenverar-
beitungen dokumentarisch zu erfassen, die nur gele-
gentlich vorgenommen werden.

Die Dokumentationspflichten beschränken sich al-
lerdings nicht auf die Erstellung des Verzeichnisses der
Verarbeitungstätigkeiten, sondern beziehen sich auf
alle technischen und organisatorischen Maßnahmen
iSd Art 24 Abs 1 DSGVO, die im Rahmen der Ver-
pflichtungen des datenschutzrechtlich Verantwortli-
chen gesetzt werden. Insb sind damit auch jene Berei-
che angesprochen, die in den folgenden Abschnitten
näher behandelt werden.

3. Risikoabwägung und Datenschutz-
Folgenabschätzung

Auf Basis der im Verzeichnis der Verarbeitungstätig-
keiten ermittelten Datenverarbeitungen ist es für Un-
ternehmen erforderlich, eine Risikobewertung(-abwä-
gung) vorzunehmen,24) an der vielfältige weitere Ver-
pflichtungen der DSGVO anknüpfen. Es ist daher für
das jeweilige Unternehmen erforderlich festzustellen,
inwieweit von der jeweiligen Datenverarbeitung, die
nach dem Zweck der Verarbeitung differenziert wird,

ÖJZ [2018] 09 Ü Konrad Lachmayer Ü Die DSGVO im privaten Bereich 401

[DATENSCHUTZRECHT]

18) Siehe dazu sogleich unter C.2.
19) Siehe dazu sogleich unter C.5.
20) Siehe dazu sogleich unter C.2.
21) Auf die spezifischen Fragestellungen der Auftragsverarbeiter sowie

auf das Verhältnis zwischen Verantwortlichen und Auftragsverarbei-
ter kann in diesem Zusammenhang nicht näher eingegangen wer-
den; s dazu etwa Anderl/Tlapak, Vom Dienstleister zum Auftrags-
verarbeiter – was ändert sich mit der DSGVO? ZTR 2017, 59.

22) Siehe Art 30 Abs 1 DSGVO; auch für Auftragsverarbeiter des öffent-
lichen Dienstes gelten gem Art 30 Abs 2 DSGVO entsprechende
Dokumentationspflichten.

23) Siehe dazu näher unter Lachmayer, ÖJZ 2018, 112.
24) Siehe ErwGr 77.



„ein Risiko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen
Personen“ ausgeht. Ausgangspunkt dieser Betrachtung
sind die Art, der Umfang, die Umstände und die Zwe-
cke der Verarbeitung.25) Diese können bereits selbst er-
höhte Risiken für die Rechte und Freiheiten der betrof-
fenen Personen beinhalten. Darüber hinaus sind aber
auch die unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkei-
ten und die Schwere der Risiken bei der Abwägung zu
berücksichtigen. Je nach Ergebnis dieser Risikoabwä-
gung sind geeignete technische und organisatorische
Maßnahmen zu setzen, die in einem angemessenen
Verhältnis zu diesen Verarbeitungstätigkeiten und
den damit verbundenen Risiken stehen müssen.26)

Als eine besondere Form der Risikoabwägung sieht
Art 35 DSGVO die sog „Datenschutz-Folgenabschät-
zung“ vor, die durchzuführen ist, wenn ein hohes Ri-
siko für die Rechte und Freiheiten Betroffener vorliegt.
Diese setzt damit implizit bereits eine allgemeine Risi-
kobewertung bzw -abwägung voraus. Die Daten-
schutz-Folgenabschätzung enthält gem Art 35 Abs 7
DSGVO zumindest eine „systematische Beschreibung
der geplanten Verarbeitungsvorgänge und der Zwecke
der Verarbeitung“, „eine Bewertung der Notwendigkeit
und Verhältnismäßigkeit der Verarbeitungsvorgänge“,
„eine Bewertung der Risiken für die Rechte und Freihei-
ten der betroffenen Personen“ und „die zur Bewältigung
der Risiken geplanten Abhilfemaßnahmen, einschließ-
lich Garantien, Sicherheitsvorkehrungen und Verfah-
ren, durch die der Schutz personenbezogener Daten si-
chergestellt [wird]“.

Verpflichtend ist eine solche Datenschutz-Folgen-
abschätzung insb dann durchzuführen, wenn eine sys-
tematische und umfassende Bewertung persönlicher
Aspekte betroffener Personen (etwa Profiling) vorge-
nommen wird, eine umfangreiche Verarbeitung be-
sonderer Kategorien von Daten erfolgt oder eine syste-
matische und umfangreiche Überwachung öffentlich
zugänglicher Bereiche vorgenommen wird. Eine von
der DSB zu erstellende Positivliste, wann jedenfalls
eine Datenschutz-Folgenabschätzung durchzuführen
ist, fehlt ebenso wie eine Negativliste, die von der
DSB erstellt werden kann, wann keine Datenschutz-
Folgenabschätzung erforderlich ist.

Nur wenn nach Durchführung der Datenschutz-
Folgenabschätzung der Verantwortliche – trotz hohem
datenschutzrechtlichen Risiko – „keine Maßnahmen
zur Eindämmung des Risikos trifft“, hat dieser gem
Art 36 DSGVO vor Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten die DSB zu konsultieren. Die Konzeption
der „vorherigen Konsultation“ erschwert den Zugang
zur DSB, da die Voraussetzungen für eine derartige
Konsultation bereits das Eingeständnis in sich tragen,
dass eine Verarbeitung nicht im Einklang mit der
DSGVO steht. Eine entsprechende Involvierung der
DSB erscheint daher nicht praxistauglich ausgestaltet
und wird daher in der Praxis kaum relevant werden.
Nichtsdestoweniger besteht – insb bei Beschwerden
vor der DSB – die Notwendigkeit für Verantwortliche
nachzuweisen, dass bei einem hohen Datenschutzri-
siko eine Datenschutz-Folgenabschätzung durchge-
führt wurde sowie welche technischen und organisato-
rischen Maßnahmen im Anschluss daran gesetzt wur-
den, um das entstandene Risiko zu reduzieren.

4. Technische und organisatorische
Maßnahmen

Wie bereits deutlich geworden ist, handelt es sich bei
den „technischen und organisatorischen Maßnahmen“
(TOM) um einen Zentralbegriff der DSGVO. Eine
Konkretisierung dieser Maßnahmen findet sich an un-
terschiedlichen Stellen im Rahmen der DSGVO. IdZ ist
etwa Art 25 DSGVO zu erwähnen, der Datenschutz
durch Technikgestaltung und durch datenschutz-
freundliche Voreinstellungen einmahnt. So kann der
Verantwortliche bereits bei der Ausgestaltung der ein-
gesetzten Technik (data protection by design) sowie
bei der Auswahl datenschutzfreundlicher Voreinstel-
lungen (data protection by default) einen wesentlichen
Beitrag zum Datenschutz leisten. Dem Einsatz von
Pseudonymisierung, also der Trennung von Personen-
bezug und Datenverarbeitung, kommt in diesem Kon-
text ebenso besondere Bedeutung zu.

Mit technischen Maßnahmen sind insb die Ver-
pflichtung zur Datensicherheit gem Art 32 DSGVO
angesprochen. Je nach Risiko der Datenverarbeitung
ist ein angemessenes Schutzniveau in Hinblick auf
die Datensicherheit zu gewährleisten. Art 32 Abs 1
DSGVO sieht insb folgende Maßnahmen als relevant
an: „die Pseudonymisierung und Verschlüsselung perso-
nenbezogener Daten“; „die Fähigkeit, die Vertraulich-
keit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Sys-
teme und Dienste im Zusammenhang mit der Verarbei-
tung auf Dauer sicherzustellen“; „die Fähigkeit, die Ver-
fügbarkeit der personenbezogenen Daten und den
Zugang zu ihnen bei einem physischen oder technischen
Zwischenfall rasch wiederherzustellen“ sowie „ein Ver-
fahren zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und
Evaluierung der Wirksamkeit der technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen zur Gewährleistung der Si-
cherheit der Verarbeitung“. Als allgemeine Zielsetzung
im Zusammenhang mit der Datensicherheit betont
Art 32 Abs 2 DSGVO, dass es die Vernichtung, den
Verlust oder die Veränderung von personenbezogenen
Daten zu verhindern gilt, unabhängig davon, ob die
Verletzung des Datenschutzes unbeabsichtigt oder un-
rechtmäßig war oder sie in Form unbefugter Offenle-
gung oder durch unbefugten Zugang zu personenbezo-
genen Daten entstanden ist.

Organisatorische Maßnahmen beziehen eine Mana-
gementstrategie des Unternehmens zur Implementie-
rung der notwendigen, in der DSGVO vorgesehenen
Elemente des Datenschutzes ebenso mit ein wie etwa
Schulungsmaßnahmen oder Informationen an Mitar-
beiterInnen. Eine organisatorische Maßnahme kann
aber beispielsweise auch in der Einrichtung eines Da-
tenschutzbeauftragten bestehen. Auch wenn gem
Art 37 ff DSGVO im privaten Bereich nur in sehr sel-
tenen Fällen27) eine verpflichtende Einsetzung eines
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25) So Art 24 Abs 1 DSGVO.
26) Art 24 Abs 2 DSGVO.
27) Gem Art 37 Abs 1 DSGVO hat die Benennung eines Datenschutz-

beauftragten – abgesehen vom öffentlichen Bereich – zu erfolgen,
wenn „die Kerntätigkeit des Verantwortlichen [. . .] in der Durchfüh-
rung von Verarbeitungsvorgängen besteht, welche aufgrund ihrer
Art, ihres Umfangs und/oder ihrer Zwecke eine umfangreiche regel-
mäßige und systematische Überwachung von betroffenen Perso-
nen erforderlich machen, oder [. . .] in der umfangreichen Verarbei-



Datenschutzbeauftragten vorgesehen ist, kann die Ein-
bindung eines Datenschutzbeauftragten eine adäquate
organisatorische Maßnahme darstellen, um ein spezi-
fisches Risiko der Datenverarbeitung zu adressieren.
Sobald aber ein Datenschutzbeauftragter eingerichtet
wird, sind auch die gem Art 37 ff DSGVO vorgesehe-
nen Bedingungen zu berücksichtigen.

Technische und organisatorische Maßnahmen er-
öffnen auch das Potential für Standardisierungen und
Zertifizierungen gem Art 42 DSGVO. Mit daten-
schutzspezifischen Zertifizierungsverfahren sowie mit-
tels Datenschutzsiegeln und -prüfzeichen soll eine pra-
xisorientierte Umsetzung der DSGVO ermöglicht wer-
den. Die aus der Verordnung folgenden Verpflichtun-
gen des Verantwortlichen werden allerdings durch die
Zertifizierung nicht gemindert. Insofern wird sich wei-
sen, inwieweit diese Möglichkeiten in der Praxis rele-
vant werden. Verhaltensregeln gem Art 40 DSGVO er-
möglichen es wiederum Verbänden und anderen Ver-
einigungen, für bestimmte Wirtschaftsbereiche spezifi-
sche Vorgaben zu entwickeln.

5. Informationspflichten und
Data Breach Notification

Neben den umfangreichen internen Dokumentations-
pflichten bestehen gem Art 12 ff DSGVO auch externe
Informationspflichten, um gegenüber den betroffenen
Personen Transparenz zu gewährleisten (die bisher
durch das Datenschutzverarbeitungsregister umgesetzt
wurde). Gem Art 12 Abs 4 DSGVO sind Informatio-
nen an die Betroffenen grundsätzlich unentgeltlich zur
Verfügung zu stellen. Derartige Informationen müssen
insb zum Zeitpunkt der Erhebung von personenbezo-
genen Daten zur Verfügung gestellt werden. Der „Ver-
antwortliche erleichtert [damit] der betroffenen Person
die Ausübung ihrer Rechte“.28) Diese Informationen be-
ziehen sich gem Art 13 Abs 1 DSGVO insb auf den
Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen,
die Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung so-
wie gegebenenfalls auf Empfänger oder Übermittlun-
gen in Drittländer (und spiegeln auf diese Weise die
bereits durch das Verzeichnis der Verarbeitungstätig-
keiten bestehenden internen Dokumentationen wi-
der). Darüber hinaus sind gem Art 13 Abs 2 DSGVO
auch die Dauer der Speicherung, das Bestehen von
Rechten sowie gesetzliche Grundlagen zu nennen. Ein-
geschränkt werden die Informationspflichten nur im
Falle, dass die personenbezogenen Daten nicht bei
der betroffenen Person erhoben wurden.29)

Neben der aus der Erfüllung eines Vertrags stam-
menden Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung30)

steht die Einwilligung der betroffenen Person31) im
Zentrum der Rechtmäßigkeit der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch private Unternehmen.32)

Die Vorgaben an die Einwilligung konkretisiert Art 7
DSGVO, die jedenfalls „in verständlicher und leicht zu-
gänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache“
vorzunehmen ist, wobei eine jederzeitige Widerrufs-
möglichkeit bestehen muss, über die der Betroffene
auch aufzuklären ist.33)

Eine andere Form der Informationspflicht betrifft
die schon bisher bestehende Data Breach Notification,

die gem Art 33 DSGVO eine Meldung binnen 72 Stun-
den durch denVerantwortlichen an die zuständigeAuf-
sichtsbehörde vorsieht, wenn es zu einer Verletzung des
Schutzes personenbezogener Daten gekommen ist. Da-
mit sind etwa Fälle von Hacking ebenso angesprochen
wie der Verlust eines USB-Sticks im öffentlichen Raum,
der personenbezogene Daten enthalten hat. Der Ver-
antwortliche hat jedenfalls die Verletzungen des Daten-
schutzes zu dokumentieren und der Aufsichtsbehörde
den Zugriff auf diese Dokumentation zu ermöglichen.

6. Die Rechte der betroffenen Personen

Auf Basis der verstärkten Informationspflichten des
Verantwortlichen stehen weiterhin die klassischen
Rechte der betroffenen Personen, insb ein Recht auf
Auskunft, Berichtigung und Löschung, zur Verfügung.
Die Frist für die Beantwortung des Auskunftsersuchens
wurde auf ein Monat reduziert, wobei diese Frist um
zwei weitere Monate verlängert werden kann, wenn
„dies unter Berücksichtigung der Komplexität und der
Anzahl von Anträgen erforderlich ist“34). Überdies wird
die Auskunftspflicht bei exzessiven Anträgen einer Per-
son eingeschränkt. BestehenZweifel an der Identität der
betroffenen Person, so kann der Verantwortliche zur
Bestätigung der Identität zusätzliche Informationen an-
fordern. Der Verantwortliche hat eine Kopie der perso-
nenbezogenenDaten, die Gegenstand der Verarbeitung
sind, zur Verfügung zu stellen. Eine Erweiterung sieht
idZ Art 20 DSGVO mit dem Recht auf Datenübertrag-
barkeit vor. Basiert die Datenverarbeitung auf Einwilli-
gung oder Vertrag und findet diese mithilfe automati-
sierter Verfahren statt, so besteht für die betroffene Per-
son das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen
Daten „in einem strukturierten, gängigen und maschi-
nenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das Recht,
diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Be-
hinderung durch den Verantwortlichen, dem die perso-
nenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermit-
teln“. Die damit verbundenen technischen Herausfor-
derungen könnenmitunter beachtlich sein und sind da-
her für Unternehmen von besonderer Bedeutung.

Das Recht auf Berichtigung35) besteht ebenso wie
das Recht auf Löschung36) weiterhin. Ein damit ver-
bundenes Recht auf Vergessenwerden, wie es in Klam-
mer und unter Anführungszeichen bei Art 17 DSGVO
Erwähnung findet, wurde damit allerdings nicht um-
gesetzt. Es bleibt daher vielmehr bei der rechtlichen
Verpflichtung, bei Wegfall des Zwecks der Verarbei-
tung die damit verbundenen personenbezogenen Da-
ten zu löschen, und dem korrespondierenden Recht
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tung besonderer Kategorien von Daten gemäß Artikel 9 oder von
personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen
und Straftaten gemäß Artikel 10 besteht“.

28) Art 12 Abs 2 DSGVO.
29) Siehe Art 14 DSGVO.
30) Art 6 Abs 1 lit b DSGVO.
31) Art 6 Abs 1 lit a DSGVO.
32) Vereinzelt wird darüber hinaus auch die Verarbeitung zur Erfüllung

einer rechtlichen Verpflichtung gem Art 6 Abs 1 lit c DSGVO rele-
vant.

33) Art 7 Abs 3 DSGVO.
34) Art 12 Abs 3 DSGVO.
35) Art 16 DSGVO.
36) Art 17 DSGVO.



der betroffenen Person, diese Löschung einzufordern.
Eine technische Lösung, die einen automatisierten
Prozess der Löschung nach einem vorher festgelegten
Ablaufdatum hervorruft, ist damit nicht verbunden.

7. Zwischenresümee: Datenschutz-
Compliance für Unternehmen

Aus Unternehmenssicht zeigen sich deutlich erhöhte
Verpflichtungen im Rahmen interner administrativer
Maßnahmen zur Gewährleistung des Datenschutzes.
Diese erscheinen der Bedeutung personenbezogener
Daten im Informationszeitalter des 21. Jh durchaus an-
gemessen. Die damit verbundene Problematik einer an-
gemessenen Datenschutz-Compliance hängt aber zent-
ral von der weiteren Ausgestaltung der Überprüfung
der oftmals vagen Formulierungen der DSGVO durch
die jeweils zuständige nationale Aufsichtsbehörde ab.
Aufgrund der an die Verpflichtungen geknüpften ho-
hen verwaltungsstrafrechtlichen Geldbußen entsteht
aber für Unternehmen auf diese Weise ein hohes Com-
pliance-Risiko, das durch wirtschaftlich vertretbare
Maßnahmen zu keiner Garantie der vollständigen Ein-
haltung der Regeln der DSGVO führen kann.

In diesem Spannungsfeld besteht aber umgekehrt
für Unternehmen die Möglichkeit, an den unterschied-
lichen Verpflichtungen der DSGVO anzusetzen und
damit den Nachweis zu erbringen, dass für das jewei-
lige Unternehmen der Schutz personenbezogener Da-
ten einen integralen Bestandteil des Managements
darstellt. Aufbauend auf dem Verzeichnis der Verar-
beitungstätigkeiten und den damit verbundenen Risi-
koanalysen können die internen technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen so implementiert wer-
den, dass sie die Prinzipien des Datenschutzrechts ge-
währleisten. Daran anschließend kann die Erfüllung
von Informationspflichten ebenso wie die Vertiefung
bestehender Strukturen zur Gewährleistung der Rechte
von betroffenen Personen die datenschutzrechtlichen
Verpflichtungen abrunden.

Der DSGVO gelingt es auf diese Weise, jedenfalls
den unternehmensbezogenen Bereich37) für das Thema
Datenschutz zu sensibilisieren. Es liegt sodann an der
finanziellen, personellen und sonstigen Ressourcen-
ausstattung der nationalen DSB, um eine Effektuierung
der Vorgaben gewährleisten zu können.

8. Sonderregime der DSGVO und
österr Spezifika

a) Sonderregelungen in der DSGVO
Über die allgemeinen Regeln des Datenschutzes hinaus
eröffnet es die DSGVO den Mitgliedstaaten, in unter-
schiedlichen sachlichen Zusammenhängen abweichen-
de Regeln vorzusehen. Vorschriften für besondere Ver-
arbeitungssituationen regeln Art 85 ff DSGVO etwa im
Zusammenhang mit der Meinungsäußerungs- und In-
formationsfreiheit, der Datenverarbeitung im Beschäf-
tigungskontext oder wissenschaftlichen Forschungs-
zwecken. Gem Art 85 Abs 2 DSGVO könnenMitglied-
staaten für „die Verarbeitung, die zu journalistischen
Zwecken oder zu wissenschaftlichen, künstlerischen oder
literarischen Zwecken erfolgt“, Abweichungen von den

Kernkapiteln vorsehen, wenn diese erforderlich sind.
Die daran anknüpfende Bestimmung des § 9 DSG kon-
kretisiert allerdings die Einschränkungen nicht, son-
dern verweist die Frage der Anwendbarkeit wiederum
pauschal an die Verwaltungweiter. Insoweit ist fraglich,
ob die nationale Regelung den verfassungsgesetzlichen
Vorgaben imHinblick auf das Legalitätsprinzip (hinrei-
chende Bestimmtheit) Genüge tun kann. Im Gegensatz
dazu konkretisiert § 7 DSG die Verarbeitung für wis-
senschaftliche Forschungszwecke, indem etwa eine Ge-
nehmigung von Datenverarbeitungen durch die DSB
vorgesehen wird. Diesbezüglich auffällig ist allerdings
die Novellierung des FOG im Rahmen des „Daten-
schutz-Anpassungsgesetzes – Wissenschaft und For-
schung“, das breitflächige Ausnahmen von der DSGVO
sowie ua auch von § 7 DSG vorsieht.38) Im Beschäfti-
gungskontext kann an bestehende Regelungen, wie
etwa § 96 Abs 1 Z 3 ArbVG, angeknüpft werden.

b) Sonderregelungen im DSG
Sonderregelungen finden sich aber nicht nur auf euro-
päischer Ebene, sondern auch im nationalen DSG, wo-
bei das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018 auch na-
tionale Besonderheiten fortschreibt. Zu erwähnen ist
einerseits das Datengeheimnis gem § 6 DSG ebenso
wie die Bildverarbeitung gem §§ 12 f DSG. § 6 DSG
konstituiert ein sog „Datengeheimnis“, das Verant-
wortliche, Auftragsverarbeiter ebenso wie Mitarbeiter-
Innen verpflichtet, „personenbezogene Daten aus Da-
tenverarbeitungen, die ihnen ausschließlich auf Grund
ihrer berufsmäßigen Beschäftigung anvertraut wurden
oder zugänglich geworden sind, unbeschadet sonstiger
gesetzlicher Verschwiegenheitspflichten, geheim zu hal-
ten, soweit kein rechtlich zulässiger Grund für eine
Übermittlung der anvertrauten oder zugänglich gewor-
denen personenbezogenen Daten besteht“.

§§ 12 f DSG weiten das bisherige Konzept der Vi-
deoüberwachung auf Bildaufnahmen inklusive mitver-
arbeiteter akustischer Informationen aus. Dieses Kon-
zept folgt dem alten Modell des DSG 2000, womit auch
die Frage nach der Vereinbarkeit mit der DSGVO an-
zusprechen ist. Die Regelung bezieht sich zentral auf
den privaten Bereich und damit auf einen Kernbereich
der DSGVO. Inwieweit die als Rechtfertigung herange-
zogenen Öffnungsklauseln gem Art 6 Abs 2 und 3 so-
wie Art 23 DSGVO als Rechtsgrundlage dienen kön-
nen,39) kann an dieser Stelle nicht näher erörtert wer-
den; es sei aber dennoch angemerkt, dass die Unions-
rechtskonformität der Regelung bei einer kritischen
Untersuchung erst nachzuweisen wäre.

D. Rechtsdurchsetzung und Rechtsschutz

1. Vielfältige Herausforderungen
für die Datenschutzbehörde

Trotz der regelmäßigen Erwähnung der hohen Geld-
bußen gem Art 83 DSGVO, die in „jedem Einzelfall
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37) Lachmayer, Datenschutzrecht als Öffentliches Wirtschaftsrecht, in
Jahnel (Hrsg), Jahrbuch Datenschutzrecht und E-Government
(2013) 9.

38) Siehe den Ministerialentwurf 10/ME 26. GP.
39) Siehe 1164 BlgNR 25. GP 13 f.
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wirksam, verhältnismäßig und abschreckend“ ausgestal-
tet sein sollen, steht die DSB vor zahlreichen organisa-
torischen Herausforderungen, auf die abschließend in
aller Kürze eingegangen werden soll. Nicht nur für die
Unternehmen, sondern auch für die DSB bedeutet die
Erfüllung der mit den Aufgaben- und Befugniserweite-
rungen entstandenen Kompetenzen eine große He-
rausforderung in personeller, finanzieller und organi-
satorischer Hinsicht. Dies wirkt auf private Unterneh-
men insoweit zurück, als die Kontaktmöglichkeiten
mit der Behörde relativ gering sind. Die Ausübung
der Aufgaben und Befugnisse wird aber auch zeigen,
wie die DSB ihre Rolle zur Überwachung des Daten-
schutzes anlegen wird.

2. (K)Ein One-Stop-Shop?

Gem Art 56 Abs 6 DSGVO ist die federführende Auf-
sichtsbehörde der einzige Ansprechpartner des Ver-
antwortlichen. Mit dieser Bestimmung soll den Unter-
nehmen entgegengekommen und das sogenannte
One-Stop-Shop-Prinzip umgesetzt werden. Die Vision
eines einzigen Ansprechpartners knüpft allerdings an
dem Konzept einer federführenden Aufsichtsbehörde
an. Scheinbar – und so wirkt es auf den ersten Blick
– besteht eine einzige federführende Aufsichtsbehörde,
konkret am Ort der Hauptniederlassung oder der ein-
zigen Niederlassung des Verantwortlichen.40) Sobald
aber ein Unternehmen über mehrere Niederlassungen
in der Union verfügt, beginnen komplexe definitori-
sche Zusammenhänge ineinanderzugreifen, die die
Idee des One-Stop-Shop rasch wieder relativieren.
Gem Art 4 Z 16 lit a DSGVO wird die Hauptnieder-
lassung nicht primär durch den Ort der Hauptverwal-
tung definiert, sondern nach jenem Ort, an dem „die
Entscheidungen hinsichtlich der Zwecke und Mittel der
Verarbeitung personenbezogener Daten“ getroffen wer-
den. Diese Definition setzt aber an der jeweiligen Ver-
arbeitung personenbezogener Daten an, womit unter-
schiedliche Niederlassungen die Entscheidungen hin-
sichtlich der Zwecke und Mittel der jeweiligen Verar-
beitung an unterschiedlichen Orten treffen können
(etwa Personalentscheidungen am Ort der Hauptver-
waltung, forschungsbezogene Datenverarbeitungen
am Sitz der Forschungsniederlassung usw). Damit be-
steht aber je nach Datenverarbeitung eine andere
Hauptniederlassung und damit verbunden eine andere

federführende Aufsichtsbehörde. Die Feststellung der
federführenden Aufsichtsbehörde hängt sodann von
der Ermittlung durch die Behörde oder der Angabe
des Unternehmens ab, wo die Entscheidungen hin-
sichtlich der Zwecke und Mittel der Verarbeitung tat-
sächlich getroffen werden.41)

3. Europäische Koordination

Über die nationale Ebene hinaus arbeiten die nationa-
len Aufsichtsbehörden in komplexen Kooperationsme-
chanismen zusammen, die der Vereinheitlichung des
datenschutzrechtlichen Vollzugs dienen sollen.42) In-
wieweit die vorgesehenen Mechanismen nicht zu ge-
genseitigen Blockaden führen oder aber zu einem star-
ken Netzwerk effektiver Datenschutzbehörden, wird
sich weisen. An der Regelungsstruktur der DSGVO
ist jedenfalls auffällig, dass eine starke administrative
Kooperation der Verwaltungsbehörden etabliert wird,
während die im Rechtsschutz nachfolgenden Gerichte
in derartige Kooperationsansätze nicht eingebunden
sind. Letztlich wird es am EuGH liegen, eine einheit-
liche Auslegung der DSGVO zu garantieren. Die damit
verbundenen (längeren) Zeithorizonte bedeuten aller-
dings eine Herausforderung für die durch die DSGVO
angestrebte Harmonisierung.

E. Ausblick
Die Entwicklungen des Datenschutzes bleiben dyna-
misch. Viele Vorgaben harren der Konkretisierung,
etwa durch die Europäische Kommission, den Europä-
ischen Datenschutzausschuss und die nationalen Da-
tenschutzbehörden. Von diesen Entwicklungen hängt
aber auch die konkrete Ausgestaltung des Datenschut-
zes im privaten Bereich ab. Bis dahin sind die Verant-
wortlichen im privaten Bereich, seien es Unternehmen
oder aber auch etwa Vereine, gut beraten, ihre eigenen
auf der DSGVO basierenden datenschutzrechtlichen
Strategien im Rahmen ihrer Organisation umzusetzen,
um der geforderten Datenschutz-Compliance Genüge
zu tun.

Ü

Ü In Kürze
Der Beitrag setzt sich mit Fragen der DSGVO iZm privaten
Unternehmen auseinander. Ausgehend von einem weiten
sachlichen und räumlichen Anwendungsbereich stehen
die vielfältigen Pflichten der datenschutzrechtlich Verant-
wortlichen im Vordergrund. Die zentrale Herausforderung
besteht dabei in der Etablierung angemessener techni-
scher und organisatorischer Maßnahmen, die den Schutz
personenbezogener Daten gewährleisten sollen. Diese
beinhalten interne Dokumentationspflichten und Maß-
nahmen zur Datensicherheit ebenso wie externe Infor-
mationspflichten und die Gewährleistung der Rechte der
betroffenen Personen. Der durch die DSGVO avisierte
One-Stop-Shop wird für transnationale Unternehmen mit
mehreren Niederlassungen in der Union allerdings nur im
Ausnahmefall zur Verfügung stehen.
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